
Im Gegensatz dazu war die Öffentliche Sitzung mit sieben Seiten sehr kurz. Nach

einleitenden Worten von Landtagspräsident Martin Risch, stellte Abgeordneter Ernst

Büchel den Antrag auf Eintreten; wegen der Gründe verwies er auf die

Konferenzzimmersitzung. Ohne Abstimmung begann der Landtagspräsident die

Änderungen des Gesetzestext zu verlesen. Das Auftauchen des Gesetzestextes im

Protokoll war selten. Vielleicht wollte man den Gesetzestext für sich selbst sprechen

lassen. Es folgten zwei Reden von Alois Vogt (VU) und dem Regierungschef Gerard

Batliner. Im wesentlichen verteidigten sie das Vorgehen in Sachen PGR und erläuterten

die Änderungen.

Vogt begann seine Rede, indem er auf die Vorwürfe einging: „Es wird der Regierung

vorgeworfen, dass sie die Oeffentlichkeit und vor allem die interessierten Kreise in dieser

Angelegenheit übergangen habe und ein Geheimnis aus etwas gemacht habe, worüber

kein Geheimnis zu machen gewesen wäre.“8 Er meinte, es sei notwendig gewesen, die

Arbeit an der Reform geheim zu halten, um spekulative Gründungen zu verhindern. Die

Verwaltungsverordnung sei ebenso nötig gewesen, um einen ruhigen Ablauf zu

gewährleisten, und gehöre zu den Pflichten einer Regierung. Weiter ging er auf die

Vorwürfe ein, grosse Agenturen machten im Ausland Werbung für das ‚Steuerparadies‘.

Dazu sagte er: „Eine solche Propaganda im Ausland ist für unser Land, für die gesamte

Wirtschaft und für unser Holdingwesen ausserordentlich abträglich und schädlich und

zwingt früher oder später, wenn dem nicht Abhilfe geschaffen wird, das Ausland zu

Massnahmen gegen unsere Gesetzgebung.“ Man wolle das vermeiden und selber zum

Rechten sehen. Danach appellierte er an den Regierungschef, er solle Methoden

überlegen, um der „masslosen und unreelen Propaganda‘®8 zu begegnen. Der letzte

Absatz seiner Rede betonte, dass diese Reform keinen Zusammenhang mit der Zeitschrift

„Spiegel“ habe. Die Reformen seien bereits beschlossen und erörtert worden. Er sei selber

in der Kommission gewesen. Umgekehrt, betonte er, wäre die Verschiebung der Reform

ein Zeichen von Einflussnahme. Die Kürze zwischen dem Artikel und den

Gesetzesanträgen zeige auch, dass kein Zusammenhang bestehe.® In der Tat verwies

man in der nicht-Öffentlichen Sitzung auf Vorbereitungen und Massnahmen gegen die

Steuerflucht der Amerikaner und Überprüfungen zur Steuerharmonisierung der EWG. Man

$ Ltp vom 28.5.63, S. 60.

57 Ltp vom 28.5.63, S. 61.

$ Ltp vom 28.5.63, S. 61.

59 Ltp vom 28.5.63, S. 61.

22


